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Rechtsgrundlagen: 

Baugesetzbuch (BauGB) i. d. Fassung d. Bekanntmachung v. 03.11.2017 (BGBl. I S. 3634). 

Baunutzungsverordnung (BauNVO) i. d. Fassung d. Bekanntmach. v. 21.11.2017 (BGBl. I S. 3786). 

Planzeichenverordnung (PlanZV) vom 18.12.1990 (BGBL. 1991 I S. 58),  
zuletzt geändert durch Art. 3 des Gesetzes vom 04.05.2017 (BGBl. I S. 1057). 

Landesbauordnung Baden-Württemberg (LBO) i. d. Fassung v. 05.03.2010 (GBl. S. 357, ber. S. 416),  
zuletzt geändert durch Gesetz vom 18. Juli 2019 (GBl. S. 313). 

 

Sämtliche innerhalb des räumlichen Geltungsbereichs des Bebauungsplans bisher bestehenden pla-
nungs- und bauordnungsrechtlichen Festsetzungen sowie frühere baupolizeiliche Vorschriften werden 
aufgehoben. 

In Ergänzung des zeichnerischen Teils des Bebauungsplans wird Folgendes festgesetzt: 

 

I.  Planungsrechtliche Festsetzungen 

1. Art der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB) 

Sonstiges Sondergebiet gemäß § 11 BauNVO, für die Anlage von Stellplätzen / Parkierungsbauwerk. 

Das Sondergebiet dient zur Errichtung von Stellplätzen und eines Parkdecks mit deren Zufahrten und 
zugehörigen Nebenanlagen (z.B. überdachte Fahrradabstellplätze, Stromtankstelle). 

Andere baulichen Nutzungen, wie z.B. Lagerflächen o.ä. sind nicht zulässig. 

 

2. Maß der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB und §§ 16 - 21a BauNVO) 

2.1  Grundflächenzahl (GRZ) 

Es gilt die GRZ von 0,8 als Höchstgrenze, einschließlich der Anlagen nach § 19 Abs. 4 BauNVO. 

2.2  Höhe baulicher Anlagen 

Es gelten die Festsetzungen im Planteil. 

Für das Parkdeck und die Fläche für Nebenanlagen sind maximale Oberkanten (OK max.) ü.NN fest-
gesetzt. Diese dürfen mit Ausnahme von notwendigen Beleuchtungen, Treppenhäusern mit Aufzugs-
überfahrten nicht überschritten werden. Maßgebend ist die Oberkante der Attika / höchster Punkt des 
Daches. 

Auf dem Dach des Parkdecks dürfen Anlagen zur Solarenergienutzung die festgesetzte OK max. um 
bis zu 1,5 m überschreiten, wenn diese einen Mindestabstand vom Dachrand von 5 m einhalten. 

3. Höhenlage des Grundstücks (§ 9 Abs. 3 BauGB) 

Im Planteil sind durch schematischen Planeintrag Festsetzungen zur Höhenlage des neuen Geländes 
ü.NN getroffen. Von den festgesetzten Höhen darf das neue Gelände um maximal +/- 20 cm abweichen.  

4. Überbaubare Grundstücksfläche / Flächen für Stellplätze, Garagen und Neben-
anlagen (§ 9 Abs. 1 Nrn. 2 und 4 BauGB i.V. mit § 14 und § 23 BauNVO) 

Im Planteil sind Flächen für das Parkdeck und für Nebenanlagen im Sinne von überbaubaren Grund-
stücksflächen festgesetzt. Die Festsetzungen gelten oberhalb der Geländeoberfläche. Überschreitun-
gen durch untergeordnete Bauteile, wie z. B. Treppen, Aufzüge, Lichtschächte und Vordächer sind zu-
lässig.  

Die zur Beleuchtung, Zugangs- und Zufahrtskontrolle, für E- Ladestationen, sowie zur Stellpatzabgren-
zung notwendigen Einrichtungen sind innerhalb der SO-Fläche allgemein zulässig. Sonstige Nebenan-
lagen können ausnahmsweise auch außerhalb der für Garagen / Nebenanlagen festgesetzten Flächen 
zugelassen werden. 
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4.1 Flächen für Stellplätze (St): 

Innerhalb der festgesetzten Fläche ist die Errichtung von offenen Stellplätzen für PKW, Krafträder und 
Fahrräder zulässig. 

4.2 Flächen für Stellplätze und Nebenanlagen (St / Na): 

Innerhalb der festgesetzten Fläche ist die Errichtung von offenen Stellplätzen für PKW, Krafträder und 
Fahrräder, sowie Nebenanlagen und Überdachungen von Fahrradabstellplätzen / E- Ladestationen zu-
lässig. 

4.3 Flächen für Garagen (hier: Parkdeck) und Stellplätze (Ga / St): 

Innerhalb der festgesetzten Fläche ist die Errichtung von offenen Stellplätzen und eines Parkdecks für 
PKW, Krafträder und Fahrräder als Sammelparkierungsanlage zulässig. Die Errichtung von einzelnen 
Garagengebäuden und sonstigen Nebengebäuden ist nicht zulässig.  

4.4 Einzäunung 

Eine Zaunanlage (siehe hierzu auch Örtliche Bauvorschriften, Ziff. II 3.) ist innerhalb der SO-Fläche, 
sowie innerhalb der festgesetzten privaten Grünfläche und den Pfllanzgebotsflächen zulässig. Die Lage 
des Zauns dabei so weit wie funktional möglich an Stellplätze und Fahrgassen heran zu rücken. 

5. Verkehrsflächen und Zufahrtsbeschränkungen (§ 9 Abs.1 Nr. 11 BauGB) 

Von der im zeichnerischen Teil des Bebauungsplans dargestellten Aufteilung innerhalb der öffentlichen 
Verkehrsflächen kann abgewichen werden, sofern die Grundzüge der Planung erhalten bleiben.  

Über die im Planteil mit Zufahrtsverbot festgesetzten Grenzen der öffentlichen Verkehrsflächen dürfen 
keine Grundstückszu- oder ausfahrten erfolgen. Die Ein- und Ausfahrt auf die SO-Fläche ist nur an der 
im Planteil festgesetzten Stelle zulässig. 

6. Grünflächen (§ 9 Abs. 1 Nrn. 11 +15 BauGB) 

Durch Eintrag im zeichnerischen Teil des Bebauungsplans sind Grünflächen festgesetzt: 

6.1  V  Verkehrsgrün  

Zweckbestimmung: Grünfläche als Bestandteil von Verkehrsanlagen i. S. v. § 127 Abs. 2 Nr. 2 BauGB. 

6.2 Private Grünfläche 

Zweckbestimmung: Fläche zur Randeingrünung nach Süden und als Fläche für Regenwasserrückhal-
teeinrichtungen im Osten. 

7. Anpflanzen und Erhalt von Bepflanzungen (§ 9 Abs. 1 Nrn. 25a und b BauGB) 

7.1 Erhalt von Bepflanzungen / Pflanzbindung Pfb 

Die im Planteil mit einer Pflanzbindung belegten Bäume sind zu erhalten, zu pflegen und bei Abgängig-
keit zu ersetzen.  

7.2 Pflanzgebot Pfg 1a 

An den im Planteil festgesetzten Standorten sind Bäume zu pflanzen, zu erhalten, zu pflegen und bei 
Abgängigkeit gleichwertig zu ersetzten (siehe Pflanzenliste Ziff. IV). Vom festgesetzten Standort darf 
um bis zu 5 m abgewichen werden.  

7.3 Pflanzgebot Pfg 1b 

Wie Pfg 1a, aber: Bei der Errichtung des Parkdecks können die Bäume ersatzlos entfallen. 
(Hinweis: die Bäume sind bei der Eingriffs- Ausgleichsbilanz nicht berücksichtigt) 

7.4 Pflanzgebot Pfg 2 (flächiges Pflanzgebot) 

Die im Planteil festgesetzte Fläche ist als Wiesenfläche anzulegen, zu erhalten und dauerhaft zu pfle-
gen. Innerhalb der Fläche ist die Anlage von Mulden zur Regenwasserableitung incl. deren Umzäunung 
zulässig. 
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7.5 Pflanzgebot Pfg 3 (flächiges Pflanzgebot) 

Innerhalb der im Planteil festgesetzten Fläche ist eine lockere Bepflanzung mit Sträuchern anzulegen. 
zu erhalten und dauerhaft zu pflegen (siehe Pflanzenliste Ziff. IV). 

7.6 Pflanzgebot Pfg 4 (Dachbegrünung) 

Über dem Parkdeck ist ein begrüntes Dach zu errichten. Das Dach ist mit einer Substratschicht von 
mindestens 10 cm mindestens extensiv zu begrünen. Die Substratschicht ist bei der Errichtung von 
Anlagen zur Solarenergienutzung auch unter den Anlagen herzustellen. 

8. Maßnahmen zur Minimierung und zum Ausgleich innerhalb des Bebauungspl-
angebiets (i. S. d. § 1a Abs. 3 BauGB) 

8.1 Oberflächenbeläge von Stellplätzen, Zufahrten und Wegeflächen 

Offene KFZ- Stellplätze (auch innerhalb der für das Parkdeck festgesetzten Fläche so lange das Park-
deck noch nicht errichtet ist) sind mit Schotterrasen wasserdurchlässig anzulegen; befestigte Trittstrei-
fen zwischen den Stellplätzen sind zulässig. Diese Festsetzung gilt nicht für die Stellplätze des Park-
decks bei dessen Errichtung. 

Die Stellplatzerschließungsflächen sind mit Ausnahme des Bereichs der Grundstückszufahrt (bis max. 
25 m hinter der Schrankenanlage) z.B. mit Drainasphalt wasserdurchlässig herzustellen. Diese Festset-
zung gilt nicht für die Stellplatzerschließungsflächen und die Zufahrtsrampen des Parkdecks bei dessen 
Errichtung. 

Wegeflächen sind wasserdurchlässig herzustellen oder in angrenzende Grünflächen zu entwässern. 

Auf Randbegrenzungen der Fahrgassen und Stellplätze ist so weit möglich zu verzichten. 

8.2 Beleuchtung 

Bei der Beleuchtung sind die Grundsätze einer insektenfreundlichen, umweltverträglichen Beleuchtung 
zu beachten (z.B. nach unten strahlende Lampenträger, vollständig eingekofferte Leuchtkörper). Die 
Lichtpunkthöhe ist im Bereich der nicht überdachten Stellplätze auf max. 3,5 m begrenzt. Vorzugsweise 
sollten Pollerleuchten installiert werden. 

Die Beleuchtung der Flächen und des Parkdecks ist auf das zur Sicherheit notwendige Maß zu begren-
zen.  

9. Maßnahmen zum Ausgleich 
(i. S. d. § 1a Abs. 3 BauGB) 

Qualifiziertes Bodenmanagement:  
Abtrag des humosen Oberbodens im Baugebiet und Auftrag in aufwertungsfähigen Ackerflächen in 
der Umgebung. Die Umsetzung ist durch öffentlich-rechtlichen Vertrag zu sichern. 

10. Zuordnung der Ausgleichsmaßnahmen  
(Zuordnungsfestsetz. § 9 Abs. 1a BauGB) 

82 % der planexternen Ausgleichsmaßnahmen werden den zu erwartenden Eingriffen auf dem SO-
Grundstück zugeordnet. Den zu erwartenden Eingriffen auf öffentlichen Grundstücksflächen werden 18 
% der planexternen Ausgleichsmaßnahmen zugeordnet. 

11. Maßnahmen für die Rückhaltung von Niederschlagswasser  
(§ 9 Abs.1 Nr. 14 BauGB) 

Das auf der SO-Fläche anfallende Niederschlagswasser ist in eine im Osten des Plangebiets (innerhalb 
der privaten Grünfläche) zu errichtende Rückhalteeinrichtung einzuleiten. Die Einleitung hat - soweit 
technisch und funktional möglich - über offene, begrünte Mulden zu erfolgen.  

Der Ablauf aus der Rückhalteeinrichtung ist an den nördlich vorhandenen Regenwasserkanal anzu-
schließen; der Ablauf ist dabei nach Vorgaben des Tiefbauamtes der Gemeinde Hemmingen zu dros-
seln. 
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12. Flächen für Aufschüttungen und Stützbauwerke zur Herstellung des Straßen-
körpers (§ 9 Abs. 1 Nr. 26 BauGB) 

In den an öffentliche Verkehrsflächen angrenzenden Grundstücken sind Geländeaufschüttungen, Ge-
ländeabgrabungen sowie unterirdische Stützbauwerke (Hinterbeton von Randsteinen und Rabatten) 
entlang der Grundstücksgrenze erforderlich. Diese sind vom Grundstückseigentümer entschädigungs-
los zu dulden. Die zur Beleuchtung und Beschilderung der öffentlichen Verkehrsflächen auf privaten 
Flächen notwendigen Leuchtenmasten und Verkehrsschilder sind vom Grundstückseigentümer ent-
schädigungslos zu dulden. 

 

 

 

II. Örtliche Bauvorschriften 

1. Gestaltung von baulichen Anlagen (§ 74 Abs. 1 Nr. 1 LBO) 

Bei der Farbgebung und Fassadenstruktur von baulichen Anlagen ist auf eine landschaftsgerechte Ge-
staltung zu achten. Glänzende und / oder reflektierende Materialien sind nicht zulässig. 

2. Außenantennen (§ 74 Abs. 1 Nr. 3 LBO) 

Funkantennen und Antennenanlagen für Mobilfunk sind nicht zulässig. 

3. Einfriedigungen (§ 74 Abs. 1 Nr. 3 LBO) 

Als Einfriedigung der Parkierungsanlage ist nur ein Drahtgitterzaun mit einer Höhe von max. 2,5 m 
zulässig.  

Als Einfriedigung der Rückhaltemulde ist nur ein Drahtweidezaun (od. vergleichbar) mit einer Höhe von 
max. 1,0 m zulässig. 

 

 

 

III.  Hinweise, Kennzeichnungen, sonstige Darstellungen 
1. Baugesuch / Bauvorlagen  

Dem Baugesuch bzw. den Bauvorlagen sind als Bestandteil des Lageplans mindestens 2 Gelände-
schnitte beizufügen, aus denen das vorhandene und das geplante Gelände, sowie die Straßen- und 
Kanalhöhen hervorgehen.  

2. Denkmalschutz 

Es wird auf die Einhaltung der Bestimmungen der §§ 20 und 27 DSchG verwiesen. Sollten bei der 
Durchführung der Maßnahme archäologische Funde oder Befunde entdeckt werden, sind gemäß § 20 
DSchG Denkmalbehörde(n) oder Gemeinde umgehend zu benachrichtigen. Archäologische Funde 
(Steinwerkzeuge, Metallteile, Keramikreste, Knochen, etc.) oder Befunde (Gräber, Mauerreste, Brand-
schichten, bzw. auffällige Erdverfärbungen) sind bis zum Ablauf des vierten Werktages nach der An-
zeige in unverändertem Zustand zu erhalten, sofern nicht die Denkmalschutzbehörde oder das Regie-
rungspräsidium Stuttgart (Referat 84.2 -Archäologische Denkmalpflege) mit einer Verkürzung der Frist 
einverstanden ist. Auf die Ahndung von Ordnungswidrigkeiten (§ 27 DSchG) wird hingewiesen. Bei der 
Sicherung und Dokumentation archäologischer Substanz ist zumindest mit kurzfristigen Leerzeiten im 
Bauablauf zu rechnen. 

3. Benachbarte landwirtschaftliche Nutzungen 

Auf die landwirtschaftliche Nutzung der an das Plangebiet angrenzenden Flächen mit den damit ver-
bundenen Einwirkungen auf das Plangebiet wird ausdrücklich hingewiesen. Die durch die landwirt-
schaftliche Nutzung entstehenden Emissionen (Geruch, Staub, Lärm) sind zu tolerieren. 
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4. Wasserschutzgebiet und Wasserwirtschaft 

Der Planungsbereich liegt im Wasserschutzgebiet "Schwieberdingen", innerhalb der Schutzzone IIIA. 
Auf die entsprechenden Schutzbestimmungen wird hingewiesen. 

5. Grundwasser  

Grundwassernutzungen (z.B. Grundwasserableitung während der Bauzeit, Grundwasserumleitung 
während der Standzeiten von Bauwerken oder Bohrungen, Tiefergründungskörper, Verbaukörper, wel-
che das Grundwasser tangieren) bedürfen grundsätzlich einer wasserrechtlichen Erlaubnis. Eine dau-
ernde Grundwasserabsenkung ist nicht zulässig. Bei unvorhergesehenem Erschließen von Grundwas-
ser ist dies unmittelbar dem Landratsamt Ludwigsburg, Fachbereich Umwelt, zur Abstimmung des wei-
teren Vorgehens anzuzeigen. 

6. Regelungen zum Schutz des Bodens 

(Fachbereich Wasser- und Bodenschutz, Landratsamt Ludwigsburg, November 2015) 

Wiederverwertung von Bodenaushub: 

Anfallender Bodenaushub ist in seiner Verwertungseignung zu beurteilen und bei entsprechender Qua-
lifizierung wieder zu verwerten. Die VwV des UM für die „Verwertung von als Abfall eingestuftem Bo-
denmaterial“ ist hierbei zu beachten (gilt für den Einbau unter-halb einer Rekultivierungsschicht).  

Für den Umgang mit Bodenmaterial, welches für Rekultivierungszwecke bzw. Meliorationsmaßnahmen 
vorgesehen ist, gelten die Vorgaben der Hefte 10 und 28 aus der Reihe Luft-Boden-Abfall, UM Baden-
Württemberg (v.a. Lagerung, Einbringung). Ebenso sind die Anforderungen nach § 12 BBodSchV (Bun-
des-Bodenschutz- und Altlastenverordnung) und die DIN 19731 (Verwertung von Bodenmaterial) ein-
zuhalten.  

Einer Vor-Ort-Verwertung des Bodenaushubs innerhalb des Baufeldes (Erdmassenaus-gleich) ist 
grundsätzlich Vorrang einzuräumen. Diesem Erfordernis ist bereits in der projektspezifischen Planung 
(z.B. Reduzierung der Einbindetiefen) Rechnung zu tragen.  

Zu Beginn der Baumaßnahmen ist der Mutterboden (humoser Oberboden, oberste 15-30 cm) abzu-
schieben (§ 202 BauGB). Er ist vom übrigen Bodenaushub bis zur weiteren Verwertung getrennt zu 
lagern und vor Verdichtung (kein Befahren) und Vernässung (Böschungen profilieren) zu schützen. Die 
Mieten dürfen max. 2m hoch geschüttet werden und sind bei einer Lagerdauer > 6 Monate mit tiefwur-
zelnden, mehrjährigen Pflanzen zu begrünen. Eine vorhandene Vegetation ist im Vorfeld zu mähen und 
zu mulchen.  

Bodenaushub unterschiedlicher Verwertungseignung ist separat in Lagen auszubauen, ggfs. getrennt 
zu lagern und spezifisch zu verwerten. Unbrauchbare und/oder belastete Böden sind von verwertbarem 
Bodenaushub zu trennen und einer Aufbereitung oder einer geordneten Entsorgung zuzuführen. 

 

Bodenbelastungen: 

Der Baubetrieb ist so zu organisieren, dass betriebsbedingte unvermeidliche Bodenbelastungen (z.B. 
Verdichtungen, Erosion) auf das engere Baufeld beschränkt bleiben. Künftige Freiflächen (z.B. Aus-
gleichsflächen, Wiesen) sind deshalb vom Baubetrieb durch Absperr-bänder freizuhalten. Verdichtun-
gen sind am Ende der Bauarbeiten durch Tiefenlockerungsmaßnahmen bis unterhalb des Verdichtungs-
horizontes zu beseitigen.   

Hinweise, wie eine bodenschonende Bauausführung zu planen und umzusetzen ist, gibt das neu er-
schienene BVB-Merkblatt Band 2 „Bodenkundliche Baubegleitung“ des Bundesverbandes Boden (ISBN 
978 3 503 15436 4, Erich Schmidt Verlag GmbH, 2013).  

Baustoffe, Bauabfälle und Betriebsstoffe sind so zu lagern, dass Stoffeinträge bzw. Vermischungen mit 
Bodenmaterial auszuschließen sind (z.B. Lagerung auf Geotextil). 

Werden im Zuge der Bauarbeiten stoffliche Bodenbelastungen angetroffen, ist der weitere Handlungs-
bedarf mit dem Landratsamt Ludwigsburg, Fachbereich Umwelt abzustimmen.  

7. Geologie 

Das Plangebiet befindet sich auf Grundlage der am LGRB vorhandenen Geodaten im Verbreitungsbe-
reich von Gesteinen der Meißner-Formation. Diese werden größtenteils von quartären Lockergesteinen 
(Löss, Holozäne Abschwemmmassen) mit im Detail nicht bekannter Mächtigkeit verdeckt. Mit einem 
oberflächennahen saisonalen Schwinden (bei Austrocknung) und Quellen (bei Wiederbefeuchtung) des 
tonigen/tonig-schluffigen Verwitterungsbodens ist zu rechnen. 

Verkarsterscheinungen (offene oder lehmerfüllte Spalten, Hohlräume, Dolinen) sind nicht auszuschlie-
ßen. Sollte eine Versickerung der anfallenden Oberflächenwässer geplant bzw. wasserwirtschaftlich 
zulässig sein, wird auf das Arbeitsblatt DWA-A 138 (2005) verwiesen und im Einzelfall die Erstellung 
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eines entsprechenden hydrologischen Versickerungsgutachtens empfohlen. Wegen der Gefahr der 
Ausspülung lehmerfüllter Spalten ist bei Anlage von Versickerungseinrichtungen auf ausreichenden Ab-
stand zu Fundamenten zu achten. 

Bei etwaigen geotechnischen Fragen im Zuge der weiteren Planungen oder von Bauarbeiten (z.B. zum 
genauen Baugrundaufbau, zu Bodenkennwerten, zur Wahl und Tragfähigkeit des Gründungshori-zon-
tes, zum Grundwasser, zur Baugrubensicherung, bei Antreffen verkarstungsbedingter Fehlstellen wie 
z.B. offenen bzw. lehmerfüllten Spalten) werden objektbezogene Baugrunduntersuchungen gemäß DIN 
EN 1997-2 bzw. DIN 4020 durch ein privates Ingenieurbüro empfohlen. 

 

 

IV.  Pflanzlisten 
Gebietsheimische Gehölze für Hemmingen, Herkunftsgebiet 7: Süddeutsches Hügel- und Bergland 

(Quelle: Landesanstalt für Umweltschutz Baden-Württemberg Hrsg.:Gebietsheimische Gehölze in Baden-Württemberg, 2002) 

Bäume: 

Feldahorn Acer campestre 

Schwarz-Erle Alnus glutinosa 

Hänge-Birke  Betula pendula 

Hainbuche  Carpinus betulus 

Esche  Fraxinus excelsior 

Eberesche Sorbus aucuparia 

Zitterpappel  Populus tremula 

Vogelkirsche  Prunus avium 

Trauben-Eiche  Quercus petraea 

Stiel-Eiche  Quercus robur 

Silberweide  Salix alba 

Heckensträucher: 

Roter Hartriegel Cornus sanguinea 

Hasel  Corylus avellana 

Pfaffenhütchen  Euonymus europaeus 

Liguster  Ligustrum vulgare 

Schlehe  Prunus spinosa 

Hunds-Rose  Rosa canina u. Rosa subcanina 

Purpur-Weide  Salix purpurea 

Fahl-Weide  Salix rubens 

Schwarzer Holunder  Sambucus nigra 

Trauben-Holunder  Sambucus racemosa 

Wolliger Schneeball Viburnum lantana 

Blühsträucher: 

Sommerflieder Buddleja spec. 

Deutzie  Deutzia spec. 

Eibisch  Hibiscus spec. 

Hortensie  Hydrangea spec. 

Pfeifenstrauch  Philadelphus spec. 

Rose  Rosa spec. 

Strauch-Spiere  Spiraea spec. 

Flieder  Syringa vulgaris 

Schneeball  Viburnum spec. 

Weigelie  Weigela spec. 

 

Obstbäume: 

(zur Wiederverbreitung alter Obstsorten 
im Kreis Ludwigsburg, Projekt BUND und 
Landratsamt Ludwigsburg) 
 
Bayrische Weinbirne 

Berner Rosenapfel 

Bunte Julibirne 

Champagner Bratbirne 

Clapps Liebling (Birne) 

Danziger Kantapfel 

Egnacher Mostbirne 

Engelsberger (Apfel) 

Geheimrat Dr. Oldenburg (Apfel) 

Gellerts Butterbirne 

Jakob Lebel (Apfel) 

Kaiser Alexander (Apfel) 

Kardinal Bea (Apfel) 

Köstliche aus Charneux (Birne) 

Metzer Bratbirne 

Purpurroter Cousinot (Apfel) 

Roter Eiserapfel 

Rote Sternrenette (Apfel) 

Roter Trierer Weinapfel 

Vereinsdechantsbirne 
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